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Hannover, 27.03.2006
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport

Praktiker-Erfahrungsaustausch im Rahmen der Evaluation des Zuwanderungsgesetzes am 30. und 31. März 2006 im Bundeshaus
2. Sitzungstag

4. Thema: Rückführung

Fragestellungen zur Beseitigung von Rückführungshindernissen (etwa bei der Klärung der Identität der Zurückzuführenden und der Passersatzbeschaffung)
Für die Situation, in der sich Ausländerinnen oder Ausländer befinden, die keinen der im Aufenthaltsgesetz vorgesehenen Aufenthaltstitel erhalten können, gibt es im Aufenthaltsgesetz wenige Regelungen. Das Gesetz geht in § 58 Abs. 2 AufenthG davon aus, dass jemand, der unerlaubt eingereist ist, keinen Aufenthaltstitel hat oder dessen Aufenthalt nicht als erlaubt gilt und bei dem eine Frist zur freiwilligen Ausreise abgelaufen ist, vollziehbar ausreisepflichtig ist. Erfolgt keine freiwillige Ausreise, regelt § 58 Abs. 1 AufenthG, dass der Ausländer abzuschieben ist. 
So klar die Rechtslage ist, kommt es bei der konsequenten Aufenthaltsbeendigung ausreisepflichtiger Ausländer allerdings zu einer Vielzahl von Problemen. Bereits im Jahr 2000 hat eine von der IMK eingesetzte Arbeitsgruppe auf Staatssekretärsebene einen Bericht zur Beseitigung von Rückführungsschwierigkeiten vorgelegt, der nach wie vor aktuell ist. Der Bericht listet eine Reihe von Verhaltensmustern auf. Viele dieser Verhaltensweisen lassen sich unter den Oberbegriff „Verschleierung der Identität“ zusammenfassen. Darunter fallen unter anderem
· Vernichten, Verstecken, oder Vorenthalten der Ausweispapiere

· Führung mehrerer Alias-Personalien zur Verschleierung der wahren Identität und der Staatsangehörigkeit

· Behauptung, Staatsangehöriger eines Landes zu sein, von dem bekannt ist, dass dorthin aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen keine Abschiebungen erfolgen,

· Mangelnde bis fehlenden Mitwirkung bei der Klärung der Identität und Staatsangehörigkeit sowie der erforderlichen Passersatzpaperbeschaffung durch Falschangaben oder Verweigerung wesentlicher Angaben

Die Schwierigkeiten bestehen nicht nur auf Seiten ausreisepflichtiger Ausländerinnen oder Ausländer. Bei ungeklärten Staatsangehörigkeiten und oder Identitäten bereiten eine Reihe von diplomatischen Vertretungen der vermuteten Heimatstaaten, bei denen die erforderlichen Heimreisedokumente beantragt werden müssen, erhebliche Schwierigkeiten:
· Schleppende Bearbeitung der Anträge auf Ausstellung von Heimreisedokumenten durch die Botschaften in Deutschland,

· Forderung der Vorlage von Dokumenten durch die Botschaften trotz feststehender Staatsangehörigkeit,

· Langwierige, teilweise über mehrere Jahre andauernde Identitätsklärungen im Heimatstaat

· Ablehnung der Vorführung der betroffenen Personen zur Identitätsklärung,

· Die Feststellung der Staatsangehörigkeit wird von einer ausdrücklichen Erklärung der betreffenden Person abhängig gemacht, Staatsangehöriger des jeweiligen Landes zu sein,

· Zur Feststellung der Staatsangehörigkeit wird ein entsprechendes Zeugnis mehrerer Landsleute verlangt,

· Die Ausstellung der Heimreisedokumente wird von der Erklärung der Freiwilligkeit der Heimkehr abhängig gemacht.

Das Aufenthaltsgesetz enthält einige gesetzliche Möglichkeiten, um auf die Probleme zu reagieren: So wurde mit dem Gesetz zur Änderung des Aufenthaltsgesetzes und weiterer Gesetze die auch von Niedersachsen lange geforderte Einrichtung einer Fundpapierdatenbank beschlossen, in der in einem automatisierten Verfahren Lichtbilder aus aufgefundenen Ausweisdokumenten, die bisher nicht bestimmten Personen zugeordnet werden konnten, digitalisiert erfasst und verglichen werden können. In einem ersten Schritt sollten bis zum Herbst letzten Jahres die „herrenlosen“ Ausweispapiere an das Bundesverwaltungsamt übermittelt werden, um die Datenbank aufzubauen. Bislang gibt es wenig Erfahrungen mit der Datenbank, weil der Aufbau noch nicht abgeschlossen ist. Die AG-Rück hat in ihrer Herbstsitzung 2005 daher beschlossen, dass die Länder für die Fundpapierdatenbank werben und die verschiedenen Stellen, bei denen Fundpapiere vorliegen, noch einmal auf die Verpflichtung zur Meldung an das Bundesverwaltungsamt hinweisen.
Mit der Neuregelung des Aufenthaltsgesetzes wurde außerdem in § 61 Abs. 2 AufenthG eine Rechtsgrundlage für die Einrichtung von Ausreiseeinrichtungen für vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer geschaffen. In Niedersachsen wurde bereits 1998 im Rahmen eines Projekts zwei Ausreiseeinrichtungen an den Standorten der Gemeinschaftsunterkünfte in Oldenburg und Braunschweig geschaffen. Die Ausreiseeinrichtungen haben die Möglichkeit, jeweils 25 Personen aufzunehmen, die langjährig ihre Identität verschleiert haben. Dort wird versucht, in regelmäßigen Befragungen und durch andere Maßnahmen zur Identitätsfeststellung, die Ausländerbehörden bei der Identitätsklärung zu unterstützen. Allein das Signal, dass ein Aufenthalt in der Ausreiseeinrichtung in Betracht gezogen wird, führte in einigen Fällen bereits zu einer Preisgabe der Identität. 
Positive Erfahrungen wurden in Niedersachsen mit der Identitätsklärung nepalesischer Staatsangehöriger gemacht. Die vermuteten nepalesischen Staatsangehörigen werden vor Ort in Nepal durch die dortigen Innenbehörden identifiziert. Bisher wurden alle zugeführten Personen positiv geklärt und sind in Nepal geblieben. 
Ungeachtet der positiven Erfahrungen, die in Niedersachsen mit den Ausreiseeinrichtungen und der Identitätsklärung nepalesischer Staatsangehöriger gemacht wurden, wird doch eines deutlich: Es  wird mit großem Aufwand in Einzelfällen, in denen Personen sich bereits einige Zeit im Bundesgebiet aufhalten, versucht, noch eine Identitätsklärung vorzunehmen. Zu diesem Zeitpunkt werden kaum noch Beweise für die Herkunft aus einem bestimmten Land bei diesen Personen zu finden sein und es hängt von fast kriminalistischer Kleinarbeit ab, ob Ansatzpunkte für eine Identitätsklärung noch gefunden werden können. Wichtig erscheint es mir deshalb, insbesondere zu Beginn des Aufenthalts, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die Identität zu klären. Da viele Ausländerinnen oder Ausländers zu Beginn ihres Aufenthalts ein Asylverfahren durchführen und damit das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die erste Behörde ist, die ein Verfahren für diese Personen durchführt, müssen bereits zu diesem frühen Zeitpunkt alle Möglichkeiten genutzt werden, eine Identitätsklärung zu versuchen. 
Wie ausgeführt, ist Identitätsklärung nicht nur eine Aufgabe und ein Problem der Ausländerbehörden. Rückführungsschwierigkeiten ergeben sich auch deshalb, weil die Zusammenarbeit mit den Vertretungen der Herkunftsländer alles andere als zufrieden stellend verläuft. Auch hier war man nicht untätig. So wurden Rückübernahmeabkommen abgeschlossen. Auch die Zentralisierung und Teilzentralisierung der Passersatzbeschaffung für bestimmte Staaten bei der Bundespolizei und innerhalb der Länder hat zu positiven Ergebnissen geführt. Die Zahl der Staaten, mit denen Schwierigkeiten bestehen, macht jedoch deutlich, dass die Bemühungen fortgesetzt werden müssen. 
Als aktuelles Beispiel möchte ich zum Schluss nur die Schwierigkeiten anführen, die sich zurzeit trotz der vorhandenen Vereinbarungen mit UNMIK bei der Rückführung in das Kosovo ergeben. Im letzten Jahr sind 34,5 % der angemeldeten Personen albanischer Herkunft und 14,1 % der angemeldeten Minderheiten letztlich zurückgeführt worden. Ich darf daran erinnern, dass es gegenwärtig so gut wie unmöglich ist, Angehörige der Roma in das Kosovo zurückzuführen. In Niedersachsen gibt es ca. 5.600 ausreisepflichtige Roma. Gibt es auch bei Angehörigen der Roma ein Problem der Identitätsklärung? Das ist zu vermuten. Es gibt keine Stelle, die verbindlich feststellt, ob eine ausreisepflichtige Person aus dem Kosovo, die behauptet, Angehörige der Roma Minderheit zu sein, dies auch wirklich ist. Dieses Problem allerdings durch eine Änderung des Aufenthaltsgesetzte lösen zu wollen, erscheint mir nicht möglich.
